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ArbeitnehmerInnen dürfen von der 
Regierung keine Geschenke erwarten
„Die Regierung hat es geschafft, aus einer halben Lösung eine Lösung zu schaf-
fen, die den ArbeitnehmerInnen gar nichts bringt“, schüttelt der Landesvorsitzende 
der Fraktion Sozialdemokratischer GewerkschafterInnen, Andreas Stangl, den Kopf 
über die neue Karfreitagsregelung, bei der der vom EuGH zugestandene Feiertag 
einfach gestrichen wird. „Die ArbeitnehmerInnen dürfen sich von dieser Regierung 
keine Geschenke erwarten, es wird ihnen nur weggenommen“, kritisiert Stangl.

Industrie und Wirtschaft
werden bedient

Mit der ursprünglich angedachten Halb-Feier-
tagsregelung wäre nur die Industrie bedient wor-
den – jetzt wird auch die Wirtschaftskammer 
so bedient, wie sie es sich gewünscht hat. Auf 
der Strecke bleiben, wie unter dieser Regierung 
schon gewohnt, die ArbeitnehmerInnen – sie hät-
ten vom EuGH einen zusätzlichen Feiertag er-
halten, der ihnen nun von der Regierung wieder 
gestrichen worden ist. Besonders hart trifft es da-
bei jene mit evangelischem, altkatholischem oder 
methodistischem Glauben, die um ihren Feiertag 
umfallen, sich nun dafür Urlaub nehmen müss-
ten. Einen Urlaubstag als „persönlichen Feier-
tag“ zu bezeichnen und das als große Errungen-
schaft verkaufen zu wollen, ist eine Verhöhnung 
der ArbeitnehmerInnen. Zudem ist der geplante 
Eingriff in den Generalkollektivvertrag ein mas-
siver Angriff auf die Sozialpartnerschaft.

Freude wohl nur bei
ArbeitnehmerInnen-Verräter

Freuen dürfte sich neben der Wirtschaft nun 
wohl ausschließlich der schwarze ÖAAB. „Der 
ÖAAB hat immer eine gesetzliche Regelung für 
den Karfreitag gefordert. Nun ist sie da und den 
ArbeitnehmerInnen wird Freizeit weggenommen. 
Ich hoffe, Obmann Wöginger ist damit zufrieden. 
Seiner Rolle als ArbeitnehmerInnen-Verräter ist 
er in jedem Fall wieder wie gewohnt nachgekom-
men“, so Stangl. n

In den Generalkollektiv-
vertrag einzugreifen, ist 

ein schweres Foul an der 
Sozialpartnerschaft!“

Andreas Stangl
FSG-Landesvorsitzender


